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Sanitätsdienstliche Versorgung der Bundeswehr 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
21. Januar 1987 die Große Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

Vorwort 

Der Sanitätsdienst der Bundeswehr genoß über lange Jahre nicht 
den Stellenwert, den er wegen seiner überragenden Bedeutung 
für die Einsatzbereitschaft der Trappe im Frieden wie im Verteidi- 
gungsfall verdient. 

So wurden Ende der 70er/ Anfang der 80er Jahre zu wenig Mittel 
für die materielle Ausstattung bereitgestellt. 

Von Beginn der Bundeswehr an litt der Sanitätsdienst an einem 
Mangel an längerdienenden Sanitätsoffizieren, der durch den 
Einsatz grandwehrdienstleistender Sanitätsoffiziere ausgeglichen 
werden mußte. 

Die daraus resultierenden unbestreitbaren Lücken und Schwä- 
chen rechtfertigen gleichwohl kein pauschales Unwerturteü, denn 
der Sanitätsdienst der Bundeswehr hat über die ganzen Jahre 
hinweg bemerkenswerte Leistungen erbracht. Dies vor allem 
dank des vorbüdlichen Engagements der Ärzte, Soldaten und 
zivüen Mitarbeiter des Sanitätsdienstes. Auch die Leistungen der 
grandwehrdienstleistenden Ärzte verdienen Anerkennung. 

Mit der Vernachlässigung des Sanitätsdienstes wurde nach Amts- 
antritt der Bundesregierung Schluß gemacht. Diese Bundesregie- 
rung mißt dem Sanitätsdienst und der sanitätsdienstlichen Betreu- 
ung der Soldaten vorrangige Bedeutung bei. Daher wurden in 
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dieser Legislaturperiode die Haushaltsmittel konsequent um über 
100 % gegenüber 1980 erhöht. Im personellen Bereich wird der 
Mangel an längerdienenden Sanitätsoffizieren zielstrebig und 
stetig geschlossen. 

Bis 1994 wird die Bundeswehr ihren Bedarf an längerdienenden 
Sanitätsoffizieren decken können, so daß nicht mehr auf grund- 
wehrdienstleistende Ärzte zurückgegriffen werden muß. 

Auch die übrigen Probleme werden konsequent angegangen. Bis 
zur vollständigen Herstellung der Einsatzbereitschaft im Frieden 
wie im Ernstfall müssen gewisse Unzulänglichkeiten in Kauf 
genommen werden; wo immer möglich, werden sie durch flexible 
unbürokratische Aushilfen gemüdert werden müssen. 


A. 

Einbindung der Truppenärzte in die militärische Hierarchie / 

Verhältnis Truppenarzt - Disziplinarvorgesetzter 

Einer der zentralen Punkte der Kritik an der sanitätsdienstlichen Versor- 
gung der Bundeswehr in den letzten Jahren waren und sind Unstimmig- 
keiten im Verhältnis zwischen Truppenarzt und Disziplinarvorgesetzten 
(Einheitsführer, Kommandeur). 

Immer wieder werden Fälle von verantwortungsloser Kompetenzüber- 
schreitung durch militärische Vorgesetzte bekannt, in denen sich diese 
über getroffene Entscheidungen von Truppenärzten hinwegsetzen und 
die Teilnahme von Soldaten an bestimmten Diensten befehlen, von der 
sie durch eine ärztliche Entscheidung befreit worden waren. 


Vorbemerkungen 

Ein pauschales Urteil, wie es in der Fragestellung enthalten ist, 
verbietet sich. Nicht jedes Ab weichen von den ärztlichen Empfeh- 
lungen muß von vornherein als Fehlverhalten angesehen werden. 
In den meisten Fällen arbeiten Truppenarzt und Vorgesetzter gut 
zusammen. Da und dort allerdings gibt es unbestreitbar Schwie- 
rigkeiten, die allerdings keineswegs nur vom Vorgesetzten verur- 
sacht sind, sondern gelegentlich ihre Ursache auch in der Uner- 
fahrenheit und Unsicherheit junger, zumeist wehrpflichtiger Ärzte 
haben. Das Bundesministerium der Verteidigung versucht, hier 
Abhilfe zu schaffen. So ist die Thematik „Zusammenarbeit Trup- 
penarzt - Vorgesetzter" nicht nur Bestandteil der Ausbüdung der 
Sanitätsoffiziere und der Disziplinarvorgesetzten, es wird auch 
eine gesonderte Führungshilfe hierzu erarbeitet. 

Dort wo militärische Vorgesetzte in unzulässiger Weise ihre Kom- 
petenz überschreiten, wird dies durch den zuständigen Diszipli- 
narvorgesetzten disziplinär gewürdigt. 

Grundlage für die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Dis- 
ziplinarvorgesetzten und Truppenärzten büdet die Zentrale 
Dienstvorschrift 10/5 („Innendienstordnung für die Bundes- 
wehr"), die in Nummer 519 bestimmt: 

„Hält der Truppenarzt die Befreiung eines Soldaten, der sich 
krank gemeldet hat, von allen oder von einzelnen Dienstverrich- 
tungen für angezeigt, so teüt er dies dem Einheitsführer/Diszipli- 
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narvorgesetzten auf dem Krankenmeldeschein (San/Bw/0201) 
mit. Aufgrund der Eintragung im Krankenmeldeschein entschei- 
det der zuständige Einheitsführer oder Disziplinarvorgesetzte, 
welchen Dienst der erkrankte Soldat täglich und wie lange mitzu- 
machen hat. Der Einheitsführer oder Disziplinarvorgesetzte soll 
nur aus zwingenden Gründen und nach erneuter Einholung einer 
truppenärztlichen Stellungnahme von den Vorschlägen im Kran- 
kenmeldeschein abweichen. 11 

Erläuternd wird im Gl -Hinweis 1/82 ausgeführt: 

„Aufgrund der Eintragungen im Krankenmeldeschein entschei- 
det der zuständige Einheitsführer/Diszipünarvorgesetzte über Art 
und Dauer des täglichen Dienstes des erkrankten Soldaten. Die 
ärztliche Mitteilung hat keinen Befehlscharakter. Sie enthält viel- 
mehr Vorschläge für den Einheitsführer/Disziplinarvorgesetzten, 
wie der Soldat aus ärztlicher Sicht eingesetzt werden soll. Der 
Einheitsführer/Disziphnarvorgesetzte ist in jedem Falle verpflich- 
tet, diese Vorschläge bei seiner Entscheidung zu berücksichtigen. 

In aller Regel wird er den Vorschlägen auch folgen müssen, sofern 
nicht ausnahmsweise zwingende dienstliche Gründe eine ab- 
weichende Entscheidung erfordern. Die Entscheidung des Ein- 
heitsführers/Disziplinarvorgesetzten richtet sich nach den Um- 
ständen des Einzelfalles. 

Bei abweichender Entscheidung soll jedoch eine erneute ärztliche 
Stellungnahme eingeholt werden. Folgt der Einheitsführer/Diszi- 
plinarvorgesetzte den ärztlichen Empfehlungen nicht, übernimmt 
er damit die volle Verantwortung. " 

Der Jahresbericht 1985 des Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages wirft 49 Eingaben (0,6 %) in Zusammenhang mit der 
„Dienstregelung für erkrankte Soldaten" aus. Diese Größenord- 
nung unterstreicht den Einzelfallcharakter. 


1 . Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich militärische Vorgesetzte 
immer wieder über von Truppenärzten verordnete Einschränkun- 
gen von Soldaten für die Teilnahme an bestimmten Diensten hin- 
wegsetzen und die Teilnahme dieser Soldaten am Dienst befehlen? 

Der Bundesregierung sind da und dort solche Einzelfälle bekannt; 
nicht in jedem Fall handelt es sich um unzulässiges Nicht- 
beachten. 


2. Wann und auf welche Weise will die Bundesregierung sicherstel- 
len, daß die Verbindlichkeit der truppenärztlichen Befreiung von 
allen oder von bestimmten Dienstverrichtungen von allen militäri- 
schen Vorgesetzten beachtet wird? 


Durch Ausbüdung, Aufklärung und Dienstaufsicht. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, der Forderung nach Verhängung 
von erzieherischen und/oder disziplinären Maßnahmen zu entspre- 
chen, „um den Vorgesetzten deutlich zu machen, welcher Stellen- 
wert der Gesundheit der Soldaten zukommt", wie sie vom Wehrbe- 
auftragten des Deutschen Bundestages in seinem Jahresbericht 
1985 erhoben wurde? 


Der zuständige Disziplinarvorgesetzte hat Dienstvergehen zu 
Würdigen. Dies gilt auch in Fällen pflichtwidrigen Abweichens 
von ärztlichen Empfehlungen. Soweit ein Dienstvergehen vor- 
liegt, prüft der zuständige Disziplinarvorgesetzte, ob er es bei 
einer erzieherischen Maßnahme bewenden lassen oder ob er eine 
Disziplinarmaßnahme verhängen will (§ 29 Wehrdisziplinarord- 
nung/WDO). Nach dem Gesetz kann ihm jedoch nicht befohlen 
werden, ob und wie er ahnden soll (§31 WDO). 


' 4. Was gedenkt die Bundesregierung in der Ausbildung der militäri- 
schen Führer und Unterführer konkret zu tun, um der offenbar 
unausrottbaren Tendenz entgegenzuwirken, krankgeschriebene 
oder von der Teilnahme an bestimmten Diensten befreite Soldaten 
seien Drückeberger oder Simulanten? 

Diese Frage unterstellt den Vorgesetzten pauschal eine bestimmte 
Tendenz. Diese Unterstellung trifft nicht zu und wird zurück- 
gewiesen. 

Unterscheiden echter Krankheitszeichen von vorgetäuschten ist 
in jeder ärztlichen Praxis ein schwieriges, aber immer wieder- 
kehrendes Problem. 

Der militärische Führer kann im Einzelfall aufgrund zusätzlicher 
Erkenntnisse durchaus zu einer anderen Beurteüung kommen, 
gerade in diesen Fällen ist aber zur sachgerechten Beurteilung 
und Behandlung die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem 
Truppenarzt erforderlich. Die angekündigte Führungshilfe zu die- 
ser Thematik wird die Informations- und Gesprächsbereitschaft 
zwischen Truppenarzt und militärischen Vorgesetzten fördern. 

Ein ebenso komplexes Problem ist der Abbau von bestehenden 
bzw. das Verhindern von aufkeimenden Vorurteüen. Fester 
Bestand teü der Ausbildung in „Innerer Führung" ist die Erzie- 
hung zur Achtung der Würde des Menschen, insbesondere zur 
Unterlassung diskriminierender Äußerungen oder Handlungen. 
Dies gilt sowohl für die lehrgangsgebundene Ausbüdung der 
Bataillonskommandeure, Einheitsführer und Kompaniefeldwebel 
als auch für die Fortbüdung z. B. am Zentrum Innere Führung. Als 
zusätzliches Hilfsmittel ist allen Vorgesetzten die ZDv 10/1 (Hüfen 
für die Innere Führung) an die Hand gegeben. 


5. Gedenkt die Bundesregierung die Position des Truppenarztes und 
die Verbindlichkeit der von ihm ausgesprochenen Dienstbefreiun- 
gen/-einschränkungen gegenüber den truppendienstlichen Vorge- 
setzten zu verstärken, und wenn ja, in welcher Weise soll dies 
geschehen? 
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Die Position des Truppenarztes und die Verbindlichkeit seiner 
ärztlichen Empfehlungen sind bereits so festgelegt, daß der Trup- 
penarzt über ein ausreichendes Instrumentarium verfügt, seine 
begründeten Forderungen durchzusetzen. 


6. Wie ist der Sachstand in der vom Inspekteur des Sanitäts- und 
Gesundheitswesens für das III. Quartal 1986 angekündigten „Füh- 
rungshüfe" zur Abgrenzung der Befugnisse zwischen Truppenarzt 
und truppendienstlichen Vorgesetzten? 


Der Entwurf der Führungshilfe befindet sich in der abschließen- 
den Überarbeitung. Die Führungshüfe wird ergänzend zu den 
bestehenden Regelungen die enge Zusammenarbeit zwischen 
Vorgesetzten und Truppenärzten in ihrem Wesen und in ihren 
Zielen verdeutlichen. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion der SPD, 
daß die Aussage des Inspekteurs des Sanitäts- und Gesundheits- 
wesens in seiner Stellungnahme zu Forderungen des Deutschen 
Bundeswehrverbandes 

„Grundsätzlich stimme ich Ihrer Forderung zu. Ich werde der 
Frage nach der Entscheidungsbefugnis des Truppenarztes 
nähertreten, wenn militärisch und fachlich gut vorgebüdete 
Truppenärzte in ausreichender Zahl vorhanden sind, d. h. wenn 
der Aufwuchs der Sanitätsoffiziere aus dem SanOA-Kontingent 
zu längeren Stehzeiten der Truppenärzte geführt haben wird 
und gleichzeitig die klinische Erfahrung dieser Sanitätsoffiziere 
durch den Studienabschnitt „Arzt im Praktikum" weiter erhöht 
sein wird. " 

ein Hinausschieben dieser zentralen Problematik auf den „Sankt 
Nimmerleins-Tag" bedeutet, und wenn ja, gedenkt sie die Ent- 
scheidungsbefugnis des Truppenarztes schon vorher zu stärken? 


Die steigende Zahl militärisch und fachlich gut vorgebildeter 
Sanitätsoffiziere wird dazu führen, daß Fälle unzulässiger Nicht- 
beachtung ärztlicher Empfehlungen abnehmen werden. Sollte 
sich ein weitergehender Regelungsbedarf auch nach dem Auf- 
wuchs an längerdienenden Sanitätsoffizieren ergeben, wird eine 
Überprüfung erforderüch sein. 

Derzeit können die bestehenden Regelungen als ausreichend 
bezeichnet werden. Eine Verschiebung „dieser zentralen Proble- 
matik" hegt also nicht vor. 


8. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung die Stellungnahme 
des Bundesministers der Verteidigung zu Abschnitt 2.5 des Jahres- 
berichtes 1985 des Wehrbeauftragten 

„Der Bundesminister der Verteidigung erwartet, daß diese 
Bestimmungen den verantwortlichen Vorgesetzten bekannt 
sind. Ihre Einhaltung ist im Rahmen der Dienstaufsicht zu über- 
prüfen und Fehlverhalten angemessen zu würdigen." \ 

im Truppenalltag der Bundeswehr konkret durchgeführt werden; 
nach Auffassung der Fraktion der SPD hätten hier die truppen- 
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dienstlichen Vorgesetzten ihr eigenes Fehlverhalten „angemessen 
zu würdigen"? 

Die in der Wehrdisziplinarordnung getroffenen Regelungen der 
Zuständigkeit der Diszipllnarvorgesetzten schließen eine Inter- 
essenkollision, wie sie in der Frage angesprochen ist, aus. 


9. Wie sieht die Bundesregierung die zukünftige Entwicklung in 
diesem Problembereich angesichts der Perspektive im Bereich der 
längerdienenden Sanitätsoffiziere einerseits und der schon in der 
nächsten Zukunft in größerer Anzahl einberufenen Grundwehr- 
dienstleistenden mit gesundheitlichen Einschränkungen anderer- 
seits? 

Gerade die positive Entwicklung im Bereich der längerdienenden 
Sanitätsoffiziere wird eine Erhöhung der Akzeptanz truppenärzt- 
licher Empfehlungen mit sich bringen. Dies gilt auch für die Fälle, 
in denen die gesundheitliche Eignung bei Grundwehrdienst- 
leistenden eingeschränkt ist. 


10. Ist nach der Kenntnis der Bundesregierung die in dem „Delmen- 
horster Kreisblatt" vom 12. Mai 1986 wiedergegebene Aussage 
„Truppenärzte dürfen lediglich Empfehlungen geben, die Ent- 
scheidung über die Dienstfähigkeit eines Soldaten trifft der Diszi- 
plin arvorgesetzte" der „Normalfall" oder noch eine Ausnahme? 


Diese Frage ist in den Vorbemerkungen bereits beantwortet. 


11. Wie bewertet die Bundesregierung den folgenden Einzelfall: 

Ein Truppenarzt hatte einen Soldaten einer fremden Einheit an 
dessen Familienwohnort krankgeschrieben und für nicht reise- 
fähig erklärt. Der Kompaniechef des Soldaten befahl diesem, 
sofort zu seiner Einheit zurückzukehren. Der Soldat verweigerte 
dies unter Berufung auf die truppenärztliche Weisung. Darauf 
forderte der Kompaniechef den Leitenden Sanitätsoffizier auf, zu 
dem „Fehlverhalten" des Truppenarztes Stellung zu nehmen? 


Der tatsächliche Sachverhalt laßt sich anhand der Fragestellung 
nicht feststellen. So können auch die Gründe für das Verhalten 
des Kompaniechefs nicht ermittelt werden. 


B. 

Bürokratisierung der sanitätsdienstlichen Versorgung/ 

„ Sanitäts-Tourism us " 

Ein weiterer Punkt massiver Kritik am Friedenssanitätsdienst der Bun- 
deswehr ist seine zunehmende „Bürokratisierung" und eine damit ein- 
hergehende Vernachlässigung der Belange der betroffenen Soldaten 
und ihrer Angehörigen zugunsten von fiskalischen Überlegungen und 
zentraler Steuerung der Bettenbelegung in den Bundeswehr-Kranken- 
häusern. 
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1. Hält die Bundesregierung im Rahmen ihrer Verpflichtung, den 
Soldaten der Bundeswehr eine unentgeltliche sanitätsdienstliche 
Versorgung bereitzustellen, fiskalische Überlegungen des Bundes- 
rechnungshofes oder das zögerliche Verhalten des Bundesmini- 
sters der Finanzen bei der Bereitstellung von Planstellen für Sani- 
tätsoffiziere und Krankenpflegepersonal für verantwortbar und 
gerechtfertigt? 


In den letzten Jahren hat sich die Zahl der Planstellen für Sanitäts- 
offiziere deutlich erhöht. Auch die Zahl der Stellen für zivües 
Krankenpflegepersonal ist insbesondere seit 1982 deutlich ange- 
stiegen. 

Die Erhöhung der Zahl der Planstellen/Stellen erfolgte unter Aus- 
schöpfen der gegebenen Möglichkeiten. Von einem zögerlichen 
Verhalten seitens des Bundesministers der Finanzen kann nicht 
die Rede sein. 


2. Sind der Bundesregierung die zahlreichen Klagen betroffener Sol- 
daten bekannt, die zum Inhalt haben, daß seit der Einrichtung 
einer Bettenvermittlungszentrale beim Sanitätsamt der Bundes- 
wehr im Januar 1984 vorrangig Fragen der Kapazitätsauslastung 
die Vergabe der Betten in den Bundeswehr-Krankenhäusern 
bestimmen und weniger die Art und Intensität der zu behandeln- 
den Erkrankung, Wohnort und Familienstand des aufzunehmen- 
den Soldaten oder sein physischer und psychischer Zustand? 


Die Bettenvermittlungszentrale ist kein Instrument zur Optimie- 
rung der Bettenauslastung der Bundeswehrkrankenhäuser. Ihre 
Aufgabe besteht darin, dabei mitzuwirken, daß erkrankten Sol- 
daten so schnell wie möglich die erforderliche Behandlung zuteil 
werden kann. Die Fachdienstliche Anweisung, die eine andere 
Interpretation der Aufgabenstellung zuließ, wurde aufgehoben 
und überarbeitet. 


3. Welchen Sinn sieht die Bundesregierung darin, daß Soldaten 
(durchaus nicht nur in Einzelfällen!) über mehrere hundert Kilome- 
ter mit Krankenkraftwagen oder gar Hubschraubern der Bundes- 
wehr in ein aufnahmebereites Bundeswehr- Krankenhaus transpor- 
tiert werden, während die gleiche Behandlung am Dienstort des 
Soldaten oder einer benachbarten Stadt in einem Zivilkrankenhaus 
ebenso gewährleistet, in jedem Fall aber ungleich billiger wäre? 


Ein Transport mit Krankenkraftwagen oder Hubschraubern „über 
mehrere hundert Kilometer" erfolgt, wenn eine Spezialbehand- 
lung dringend erforderlich ist, die nicht oder nicht rechtzeitig im 
nächst gelegenen Krankenhaus (Zivü- oder Bundeswehrkranken- 
haus) erfolgen kann. Auch im zivilen Bereich sind derartige 
Transporte gang und gäbe. Ein Kostenvergleich ist nicht ange- 
bracht, da in diesen Fällen die medizinische Indikation den auf- 
wendigen Transport bedingt. 


4. Hält es die Bundesregierung für verantwortbar, daß ein Notfall- 
patient, der in einem Zivilkrankenhaus erste Versorgung erfahren 
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hat, trotz ärztlicher Bedenken in ein Bundeswehr-Krankenhaus 
überführt wurde (konkreter Fall der Fraktion der SPD bekannt)? 

Nur die konkrete Darstellung des Sachverhalts kann eine zutref- 
fende Bewertung ermöglichen. 

In zahlreichen Fällen ist es jedoch nicht nur zu verantworten, 
sondern zum Wohle des Betroffenen geradezu geboten, daß auch 
ein Notfallpatient - unter Abwägen aller Risiken - aus einem 
zivilen oder Bundeswehrkrankenhaus in ein anderes Kranken- 
haus verlegt wird, wenn dort durch bessere Behandlungsmöglich- 
keiten höhere Chancen für das Überleben oder die Erhaltung 
seiner Lebensqualität bestehen. 


5. Hält es die Bundesregierung für fürsorglich und gerechtfertigt, den 
Angehörigen der auf diese Weise aus ihrer familiären Umgebung 
gerissenen kranken Soldaten zuzumuten, zur „Betreuung" des 
Soldaten jeweils bis zu 300 Kilometer anreisen zu müssen? 


Die Bestimmungen, die die Behandlung von Soldaten in auch 
weiter entfernt gelegenen Bundeswehrkrankenhäusem regeln, 
haben sich im großen und ganzen bewährt. Es gibt eine reichhal- 
tige Palette von Möglichkeiten, Patienten auch in ein Zivilkran- 
kenhaus einzuweisen. In jedem Einzelfall ist zu entscheiden, 
wann und wo die Behandlung zu erfolgen hat. Insbesondere 
können gerade soziale Gründe zu einer Einweisung in ein ziviles 
Krankenhaus führen, damit der Patient nicht aus der familiären 
Geborgenheit gerissen wird. 


6. Vor welchem tatsächlichen und rechtlichen Hintergrund wurden 
1983 die Verträge mit zivilen Krankenhausträgern auf Ebene der 
Bundesländer und mit zivüen Vertragsärzten gekündigt? 


Vertragsärzte dürfen nur zur Vertretung oder Besetzung vakanter 
Dieristposten von Sanitätsoffizieren eingesetzt werden. Ein Ein- 
satz von Vertragsärzten neben Sanitätsoffizieren ist nicht zulässig. 
Die Vorschriften über die Heranziehung von Vertragsärzten wur- 
den deshalb 1982 insoweit präzisiert. Die nach diesen Bestimmun- 
gen nicht zulässigen Verträge wurden gekündigt. Mit zivüen 
Krankenhausträgern auf Ebene der Bundesländer wurden bisher 
keine Verträge geschlossen. 


7. Ist sich die Bundesregierung der Tatsache bewußt, daß aufgrund 
dieses „tariflosen" Zustandes Soldaten selbst dann die Aufnahme 
in ein Zivilkrankenhaus verweigert wird, wenn eine Einweisung/ 
Überweisung von seiten eines Arztes der Bundeswehr vorliegt? 

Es ist bisher kein Fall bekannt, daß ein Zivilkrankenhaus trotz 
freier Bettenkapazität die Aufnahme zur stationären Behandlung 
eines Soldaten aufgrund eines „tariflosen" Zustandes verweigert 
hat. 
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8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Soldaten wegen der Bele- 
gung von Betten in Bundeswehr-Krankenhäusern mit Zivilpatien- 
ten verlängerte Wartezeiten bis zur Aufnahme hinnehmen 
müssen? 


Es sind keine Fälle bekannt, in denen Soldaten wegen der Be- 
legung von Betten in Bundeswehrkrankenhäusem mit Zivil- 
patienten verlängerte Wartezeiten bis zur Aufnahme hinnehmen 
mußten. Es besteht die ausdrückliche Weisung, daß Zivilpatienten 
nur dann stationär aufgenommen werden dürfen, wenn dadurch 
die jederzeitige Aufnahme von Soldaten nicht beeinträchtigt wird. 


9. Hält es die Bundesregierung für angemessen und vertretbar, daß 
ein Oberst der Bundeswehr, Kommandeur eines Großverbandes, 
anläßlich einer Behandlung im Bundeswehr-Zentralkrankenhaus 
Koblenz eine Wartezeit von 9.00 bis 16.00 Uhr hinnehmen mußte, 
weü die behandelnden Ärzte bei der Behandlung von Privatpatien- 
ten „gebunden" waren? 


Nein, jedoch könnte nur die Aufklärung des speziellen Sachver- 
halts zu einer zutreffenden Bewertung des Einzelfalls führen. 

Die Wartezeit in den fachärztlichen Untersuchungsstellen hängt 
primär von der Art und Schwere der Erkrankungen der Patienten 
ab, in zweiter Linie von der Reihenfolge des Eintreffens der 
Patienten. 

Daß im Bundeswehrzentralkrankenhaus die „behandelnden 
Ärzte" von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr durch die Behandlung von 
Privatpatienten „gebunden" waren, kann ausgeschlossen wer- 
den. 


10. Hält es die Bundesregierung für verantwortbar, die Augen- Abtei- 
lung des Bundeswehr-Krankenhauses Gießen seit über zehn 
Monaten ungenutzt zu lassen, nur weil es angeblich nicht möglich 
war, einen Oberstarzt auf der dort verfügbaren Planstelle in die 
Besoldungsgruppe B 3 zu befördern? 

Die für das Bundeswehrkrankenhaus Gießen seit 16. Dezember 
1981 gültige Organisationsgrundlage (Stärke- und Ausrüstungs- 
nachweisung) sieht nur eine Fachärztliche Untersuchungsstelle 
Augenheilkunde und nicht eine Augen-Abteüung vor. Der 
Dienstposten des Leiters dieser Fachärztlichen Untersuchungs- 
stelle ist mit A 15, Oberfeldarzt, bewertet. 

Aufgrund der krankheitsbedingten Abwesenheit des vorgesehe- 
nen Sanitätsoffiziers und des Mangels an Sanitätsoffizieren Arzt 
mit der Gebietsbezeichnung Augenheükunde konnte die Fach- 
ärztliche Untersuchungsstelle Augenheilkunde des Bundeswehr- 
krankenhauses Gießen bisher nicht betrieben werden. 

t 

Die Planungen sehen die Inbetriebnahme dieser Untersuchungs- 
stelle mit Zuversetzung eines Sanitätsoffiziers/Augenarzt ab 
1. April 1987 vor. 
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11. Hält es die Bundesregierung für verantwortbar, wegen fehlender 
Haushaltsstellen für Krankenpflegepersonal drei Stationen des 
Bundeswehr-Krankenhauses Ulm seit drei Jahren nicht betreiben 
zu können? 


Das Bundeswehrkrankenhaus Ulm wird zur Zeit mit einem Auf- 
stellungsstand von 520 Betten betrieben. Die Bettenauslastung 
betrug 1985 und im ersten Halbjahr 1986 durchschnittlich 84 %. 

Eine Steigerung der Auslastung kann mangels Soldatenpatienten 
im Einzugsbereich nicht erreicht werden, es sei denn durch Ein- 
schränkung der Bettenkapazität bei anderen Bundeswehrkran- 
kenhäusem und damit verbunden durch Ausweitung des von 
Ihnen so bezeichneten „Sanitätstourismus". 

Daher werden zunächst unter Beachtung der Regeln der Wirt- 
schaftlichkeit und der Effizienz keine weiteren Bettenstationen im 
Bundeswehrkrankenhaus Ulm in Betrieb genommen. 


12. Hält es die Bundesregierung für verantwortbar, wenn zum Beispiel 
im Zuständigkeitsbereich des Leitenden Sanitätsoffiziers des Hee- 
resamtes 45 Sanitätsoffiziers-Dienstposten nicht besetzt sind und 
die vorhandenen Sanitätsoffiziere neben ihren eigentlichen Auf- 
gaben die Tätigkeiten dieser fehlenden Sanitätsoffiziere mit durch- 
zuführen haben? 


Alle STAN-Dienstposten für Sanitätsoffiziere im Zuständigkeits- 
bereich des Leitenden Sanitätsoffiziers des Heeresamtes sind 
besetzt. 


13. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß truppenärzt- 
liche Gutachten mittlerweüe vierfach (!) begutachtet werden 
müssen 

— von einem Facharzt oder einem Bundeswehrkrankenhaus, 

— erneut vom erstellenden Truppenarzt, 

— von einem „unabhängigen" Arzt auf Ebene des Verteidigungs- 
bezirkskommandos, dem Wehrbereichsarzt oder einem Sani- 
tätszentrum, 

— vom zuständigen Leitenden Sanitätsoffizier der Entlassungs- 
dienststelle (bei Entlassungen)? 


Das „Truppenärztliche Gutachten" wird - wie der Name bereits 
sagt - vom Truppenarzt erstellt. In dieses Gutachten finden 
fachärztliche Befunde Eingang, jedoch ist der Facharzt kein Mit- 
oder Gegengutachter. 

Zur Stellungnahme verpflichtet sind der für den Truppenarzt 
zuständige Leitende Sanitätsoffizier sowie der Leitende Sanitäts- 
offizier der Entlassungsdienststelle. 

Somit sind neben dem Verfasser des Gutachtens grundsätzlich 
nur zwei weitere Sachverständige in den Verfahrensablauf ein- 
gebunden. 
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14. Wie bewertet die Bundesregierung den folgenden Einzelfall: 

Ein Soldat erleidet beim dienstlichen Sport einen Innenbandriß. 
Der Truppenarzt ruft, wie befohlen, drei Bundeswehr-Kranken- 
häuser im Einzugsbereich an. Nach negativer Auskunft weist die 
Bettenbelegungszentrale ein Bett im Bundeswehr-Krankenhaus 
Osnabrück zu. Der Soldat wird von seiner Einheit 250 km nach 
Osnabrück gefahren und bei Eintreffen im Bundeswehr-Kran- 
kenhaus Osnabrück abgewiesen. Nach Rückkehr in den Stand- 
ort geht am nächsten Tag ein Fernschreiben des Bundeswehr- 
Krankenhauses Osnabrück ein, mit dem die Einweisung des 
Soldaten angeordnet wird? 


Sollte sich der Sachverhalt wie in der vorhegenden Frage 
beschrieben darstellen, wäre das Fehlverhalten des Krankenhaus- 
personals durch die zuständigen Vorgesetzten diszipünar zu wür- 
digen. Wenn uns die für eine Überprüfung erforderüchen Daten 
übermittelt werden, wird dies geschehen. 


c. 

Personal 

Auch im 30. Jahr seines Bestehens ist der Sanitätsdienst der Bundes- 
wehr aufgrund unzureichender personeller Ausstattung und z. T. gravie- 
render Fehls in bestimmten Bereichen nur mehr schlecht als recht in der 
Lage, seine vorrangige Aufgabe im Frieden die sanitätsdienstliche Ver- 
sorgung der Soldaten der Bundeswehr sicherzustellen. 

So fehlten in der Jahresmitte 1985 40 % der längerdienenden Sanitäts- 
offiziere; 75 % der Truppenarzt-Dienstposten mußten mit grundwehr- 
dienstleistenden Sanitätsoffizieren besetzt werden; 38 % aller Human- 
mediziner, 55 % aller Zahnärzte der Bundeswehr waren grundwehr- 
dienstleistende Ärzte. Hinzu kamen und kommen nicht zu besetzende 
oder nicht besetzte Stellen im Bereich der Unteroffiziere des Sanitäts- 
dienstes und des Krankenpflegepersonals. 


Vorbemerkungen 

Die Entwicklung im Bereich der längerdienenden Sanitätsoffi- 
ziere stellte sich in den letzten Jahren wie folgt dar: 1982 betrug 
das Fehl an längerdienenden Ärzten 39,6%. Durch die plan- 
mäßige Übernahme von Sanitätsoffizieranwärtern und sog. Sei- 
teneinsteigern konnte das Fehl bis Ende 1986 auf 30,8 % reduziert 
werden. 1987 wird es sich auf 21,5 % verringern, 1994 werden wir 
auf den Einsatz grundwehrdienstleistender Ärzte völlig verzich- 
ten können. 

Ähnlich positiv stellt sich die Entwicklung bei den längerdienen- 
den Zahnärzten dar. Hier wird sich das Fehl 1987 auf 45,4 % 
verringern. 

Jährlich werden 160 Sanitätsoffizieranwärter eingestellt, 1 100 
befinden sich in der Ausbüdung, weitere 1000 ehemalige Sani- 
tätsoffizieranwärter sind als längerdienende Sanitätsoffiziere 
bereits übernommen worden. 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages in seinem Jahresbericht 1985 

„Die Bundeswehr ist nun einmal gehalten, den Anspruch jedes 
einzelnen Soldaten auf Heilfürsorge im Rahmen eines eigenstän- 
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digen Sanitätswesens zu gewährleisten. Deshalb halte ich es 
nicht für vertretbar, eine Situation entstehen zu lassen, die zu 
einem Leistungsabfall des Gesundheitswesens der Bundeswehr 
und zu einem Vertrauens Verlust der Soldaten in die Zusicherung 
des Dienstherm führen könnte, er nehme es mit der Gesund- 
heitsfürsorge des Soldaten ernst. " , 

und wenn ja, was hat sie unternommen bzw. gedenkt sie zu 
unternehmen, um der darin aufgezeigten Entwicklung entgegen- 
zuwirken? 


Eine solche Situation wird nicht entstehen. Die Bundesregierung 
nimmt die Gesundheitsfürsorge sehr ernst. Die eingeleiteten Maß- 
nahmen werden verhindern, daß ein Leistungsabfall eintritt. 


2. Sieht die Bundesregierung, wie die Fraktion der SPD, die Gefahr, 
daß bei einem weiteren qualitativen Abfall der sanitätsdienstlichen 
Versorgung der Bundeswehr im Frieden auch der Auftrag des 
Sanitätsdienstes der Bundeswehr im Kriegsfall grundsätzlich 
gefährdet oder in Frage gestellt werden könnte? 


Die Formulierung „bei einem weiteren qualitativen Abfall“ unter- 
stellt, daß ein qualitativer Abfall zu verzeichnen wäre. Dies trifft 
jedoch nicht zu. Vielmehr nahm der Sanitätsdienst gerade in den 
letzten Jahren eine positive Entwicklung, die sich ebenfalls positiv 
auf den Sanitätsdienst im Verteidigungsfall auswirkt. 


3. Gedenkt die Bundesregierung der Forderung der Ärzte- Vereini- 
gung „Marburg er Bund" nachzukommen, der gefordert hat, freie 
Planstellen für Ärzte im Sanitätsdienst der Bundeswehr wegen der 
„gravierenden Mängel der ärztlichen Versorgung von Soldaten" 
sofort zu besetzen (siehe „Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 
11. August 1986)? 

Die Planstellen für Sanitätsoffiziere werden vollständig genutzt. 

Bedingt durch den Aufwuchs an aktiven Sanitätsoffizieren wur- 
den seit 1984 (einschließlich Haushalt 1987) 465 zusätzliche Plan- 
stellen eingebracht; die kontinuierliche Besetzung war zu jeder 
Zeit sichergestellt. 


4. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu treffen bzw. 
hat sie getroffen, um im Bereich der längerdienenden Sanitätsoffi- 
ziere, der Unteroffiziere der Sanitätstruppe und des Kranken- 
pflegepersonals eine qualifizierte Dienstleistung an den erkrank- 
ten Soldaten der Bundeswehr zu ermöglichen? 


Die sanitätsdienstliche Versorgung der Soldaten entspricht dem 
hohen Standard der Gesundheitsfürsorge der Bundesrepublik 
Deutschland. Durch adäquate Ausbüdung wird die Qualität der 
Versorgung weiterhin sichergestellt. 

Die Erhöhung der Planstellen für Sanitätsoffiziere und der Stellen 
für Krankenpflegepersonal sowie der Aufwuchs an Sanitätsunter- 
offizieren und die Einrichtung zweier Krankenpflegeschulen 
haben ebenfalls in hohem Maße dazu beigetragen. 
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5. Was wurde getan, um zu verhindern, daß studierende Sanitätsoffi- 
zieranwärter nach Abschluß ihres Studiums ihr Verpflichtungsver- 
hältnis auf Zeit bei der Bundeswehr kündigen, wie dies in den 
zurückliegenden Jahren in beträchtlichem Umfang erfolgt ist? 

Die Novellierung der §§46, 49 und 55 des Soldatengesetzes hat 
dazu geführt, daß Sanitätsoffiziere nach Abschluß ihrer Ausbil- 
dung grundsätzlich eine bestimmte Zeit im Dienstverhältnis blei- 
ben müssen und bei vorzeitigem Ausscheiden, z. B. wegen Vorlie- 
gens einer besonderen Härte oder Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer, im allgemeinen kostenerstattungspflichtig sind. Eine 
Kostenerstattungspflicht wurde erstmals 1969 eingeführt. 


6. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit zur Verbesserung des 
Verhältnisses Patient der Bundeswehr - längerdienender Sanitäts- 
offizier darin, daß Ärzte aus Tätigkeiten in der Administration oder 
Logistik herausgenommen werden, um wieder als Mediziner in der 
direkten Patientenversorgung tätig zu sein? 

Der Anteü längerdienender Sanitätsoffiziere in Truppenarzt- 
verwendung nimmt stetig zu. 

Gleichzeitig hat sich die Zahl der Sanitätsoffiziere/ Arzt im Bereich 
der zentralen Sanitätsdienststellen deutlich erhöht. 

Zusätzlich werden derzeit 54 administrative Diensposten für Ärzte 
durch Sanitätsoffiziere anderer Approbationsrichtungen und 
durch Truppenoffiziere besetzt. 

Die Zahl der rein administrativ tätigen Ärzte ist auf das unbedingt 
erforderliche Mindestmaß beschränkt. 


7. Welche Gründe sieht die Bundesregierung für die Tatsache, daß es 
trotz der angeblichen „Ärzteschwemme" in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gelungen ist, Ärzte als „Seiteneinsteiger 11 in 
größerem Umfang für Sanitätsoffizierlaufbahnen in der Bundes- 
wehr zu gewinnen? 


Im Rahmen der durch den Planstellenumfang vorgegebenen 
Grenzen und unter Berücksichtigung der Eignung der Bewerber 
wurden 1986 167 sog. Seiteneinsteiger eingestellt. 

Weitere 124 Bewerber konnten wegen Nichteignung oder uner- 
füllbarer Forderungen nicht berücksichtigt werden. 


D. 

Materielle Ausstattung der Sanitätstruppe der Bundeswehr/ 
Infrastruktur des Sanitätswesens 

In zahlreichen veröffentlichten Aussagen auch hoher Sanitätsoffiziere 
der Bundeswehr wurde in den letzten Monaten Kritik an der materiellen 
Ausstattung der Sanitätstruppe (hohes Alter der 1. Fahrzeuggeneration, 
unzeitgemäße Feldsanitätsausstattung u. a.) geübt. Diese „autorisierte" 
Kritik unterstreicht die Aussagen über Mängel und Fehl in der materiel- 
len Ausstattung der Sanitätstruppe und des Truppensanitätsdienstes. 
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Darüber hinaus wurde auch Kritik an den hohen Kostenaufwendungen 
für bestimmte Bauvorhaben geübt, da die meßbaren Erfolge und Nutzen 
dieser Sanitätseinrichtungen der Bundeswehr dazu offensichtlich nur in 
einem sehr ungünstigen Verhältnis stehen. 

1. Was wurde getan bzw. was ist geplant, um die im Bundeswehrplan 
1985 - 1997 auf gezeigten schwerwiegenden Mängel in der mate- 
riellen Ausstattung der Sanitätstruppe/des Truppensanitätsdien- 
stes zu beseitigen? 


Die im Bundeswehrplan 1985 bis 1997 aufgezeigten schwerwie- 
genden Mängel beruhen auf einer unzureichenden Mittelbereit- 
stellung Ende der 70er, anfang der 80er Jahre. 

Durch Erhöhung der Haushaltsmittel um über 100 % gegenüber 
1980 und Schwerpunktbildung zugunsten der Feldsanitätsaus- 
rüstung konnten zwischenzeitlich materielle Lücken deutlich ver- 
kleinert werden. In keinem Bereich des Haushalts im Einzel- 
plan 14 wurden die Mittel so stark angehoben. Dies erfolgte, um 
die gefährhche Unterdeckung durch die Vorgängerregierung aus- 
zugleichen. 


2. Teüt die Bundesregierung die Meinung des CDU- Abgeordneten 
Wüz, der nach einer Wehrübung im September 1985 deutliche 
Kritik am Sanitätswesen der Bundeswehr übte und dabei sinnge- 
mäß ausführte, daß sich mancher Kommandeur angesichts der 
augenblicklichen Sanitätsversorgung überlegen müsse, ob er den 
Manöver- Einsatzbefehl überhaupt verantworten kann („Rheini- 
sche Post" vom 27. September 1985), wenn nein, worin sieht die 
Bundesregierung diese Kritik als unberechtigt? 


Die sanitätsdiensthche Versorgung der Soldaten während einer 
Übung oder eines Manövers kann durch die bereitstehenden 
Kräfte und Mittel sichergestellt werden. 

Die geäußerte Kritik bezieht sich jedoch auf den Einsatz des 
Sanitätsdienstes im Verteidigungsfall. Hier bedarf es weiterer 
Verbesserungen, um die sanitätsdiensthche Versorgung Verwun- 
deter zu optimieren. Die angesprochenen Probleme sind Gegen- 
stand konzeptioneller und struktureller Überlegungen und z.T. 
bereits reahsiert. 


3. Kann aus dieser Kritik abgeleitet werden, daß militärische Vor- 
gesetzte und auch die zuständigen Sanitätsoffiziere die Befehle 
und Weisungen zur Durchführung von/Teünahme an Übungen 
und Manövern verantwortungslos gegeben haben? 


Truppendiensthche und fachdiensthche Vorgesetzte befehlen die 
Durchführung von Übungen und Manövern nur, wenn die sani- 
tätsdienstliche Versorgung sichergesteht ist. Personelle und mate- 
rielle Engpässe konnten ausgeghchen werden, so daß die Quahtät 
der sanitätsdiensthchen Versorgung in keiner Weise beeinträch- 
tigt war. 

Im übrigen verweise ich auf die Antwort zu Frage 2. 
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4. Kann daraus ferner zutreffend abgeleitet werden, daß - da die 
Mängel in der Sanitätsgeräteausstattung ja seit vielen Jahren 
bekannt sind - Truppenführer und höhere Sanitätsoffiziere bewußt 
das Risiko einer nicht durchführbaren Sanitätsversorgung der Sol- 
daten bei Übungen und Manövern in Kauf genommen haben? 


Nein. Die noch bestehenden Mängel in der Feldsanitätsaus- 
rüstung wirken sich bei Manövern und Übungen nicht aus, da die 
sanitätsdienstliche Versorgung ausschließlich nach den Verfahren 
der Friedensversorgung erfolgt. 


5. Plant die Bundesregierung angesichts des höchst unterschied- 
lichen Standards der Bundeswehr-Krankenhäuser (Koblenz, Ulm, 
Hamburg gegenüber den übrigen) eine „Existenzsicherung" der 
Bundeswehr-Krankenhäuser über die Verbesserung der Qualität 
ihrer sanitätsdienstlichen bzw. ärztlichen Leistungen und ggf. über 
ihre weitere Spezialisierung? 


Die Qualität sanitätsdienstlicher und ärztlicher Leistungen in 
Bundeswehrkrankenhäusern entspricht mindestens der ziviler 
Krankenhäuser. 

Durch den Betrieb internistischer und chirurgischer Fachabteilun- 
gen in allen Bundeswehrkrankenhäusern wird dabei die verzugs- 
lose Übernahme des Verteidigungsauftrages sichergestellt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, 

— die Effizienz der Bundeswehrkrankenhäuser weiter zu 
steigern, 

— die bewährte Zuordnung zu den Ebenen Grund-, Regel- und 
Maximalversorgung 

beizubehalten. 


6. Sieht die Bundesregierung auf diese Weise eine Möglichkeit zu 
einer homogenen Einbindung der Bundeswehr- Krankenhäuser in 
die sanitätsdiensthche/ärztliche Gesamtversorgung, da in der Bun- 
desrepublik Deutschland z.B. in den Bereichen Verbrennungs- 
medizin, Traumabehandlung, plastische Chirurgie, Behandlung 
chemischer Verätzungen und Verbrennungen durchaus ein Kapa- 
zitätsmangel besteht? 

Die Bundesregierung ist durchaus bereit, im Rahmen der Zusam- 
menarbeit in den genannten Teilgebieten auch weiterhin zivile 
Patienten in den Bundeswehrkrankenhäusern aufzunehmen und 
zu behandeln, zumal die genannten Behandlungsgebiete den in 
einem Verteidigungsfall anfallenden Verwundungsbildern ent- 
sprechen. 

Eine Ausweitung der Zivilpatientenaufnahme setzt jedoch Bund- 
Länder- Vereinbarungen voraus, mit denen entsprechende Bet- 
tenkontingente für die Behandlung zivüer Patienten in Bundes- 
wehrkrankenhäusern in den Krankenhausbedarfsplänen festge- 
legt werden und die personelle, materielle und finanzielle Ab- 
sicherung der übernommenen Aufgaben erfolgt. 
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7. Welche Ergebnisse hat die IABG-Studie zur Effizienzsteigerung 
der Bundeswehr-Krankenhäuser im Frieden und im Kriegsfall 
erbracht, die zur Zeit im Bundesministerium der Verteidigung 
ausgewertet wird, und wann ist mit der Veröffentlichung dieser 
Ergebnisse zu rechnen? 


Die IABG-Studie „Effizienzsteigerung der Bundeswehrkranken- 
häuser" wurde mit dem Ziel in Auftrag gegeben, eine Datenbasis 
und Entscheidungsgrundlagen für die Anpassung der inner- 
betrieblichen Organisation der Bundeswehrkrankenhäuser an 
Veränderungen des regionalen Patientenaufkommens und der 
ständig fortschreitenden Verkürzung der stationären Verweü- 
zeiten zu schaffen. 

Als erstes Ergebnis steht fest, daß die bewährte Zuordnung der 
Krankenhäuser zu den vergleichbaren zivüen Ebenen der Regel-, 
Grund- und Maximalversorgung beibehalten wird. 

Einzelheiten zur personellen und materiellen Ausstattung der 
einzelnen Krankenhäuser liegen nicht vor Ende 1987 vor. Mit der 
organisatorischen Umsetzung der Untersuchungsergebnisse wird 
1988 begonnen werden können. 


8. Beabsichtigt die Bundesregierung, das Konzept von 100 Sanitäts- 
zentren des Heeres durchzusetzen und wie geplant zu realisieren? 


Das Konzept und seine Realisierung werden derzeit innerhalb der 
Bundesregierung abgestimmt. Dabei werden auch der einstim- 
mige Beschluß des Verteidigungsausschusses des Deutschen Bun- 
destages in seiner 105. Sitzung vom 12. November 1986 sowie die 
Auffassung des Bundesrechnungshofes in die Würdigung ein- 
bezogen. 


9. Sollte dies zutreffen, wie beabsichtigt die Bundesregierung die 
personelle Ausstattung der vorhandenen und geplanten Sanitäts- 
zentren sicherzustellen? 

Die zur Aufstellung der geplanten Sanitätszentren erforderlichen 
Personalumfänge wurden bei der Umgliederung des Sanitätsdien- 
stes des Heeresmodells 3 in die Heeresstruktur 4 berücksichtigt. 

Schwierigkeiten bereitet jedoch z. Z. noch die Bereitstellung einer 
ausreichenden Anzahl qualifizierter Sanitätsoffiziere für die 
Besetzung der Arztdienstposten in den Sanitätszentren. Die wei- 
tere Aufstellung von Sanitätszentren wird daher erst erfolgen 
können, wenn das hierfür erforderliche qualifizierte ärztliche Per- 
sonal zur Verfügung steht. 

Die Heranbüdung des Personals erfolgt zur Zeit durch Weiterbü- 
dung von Sanitätsoffizieren, hier insbesondere ehemaliger Sani- 
tätsoffizieranwärter, zum Arzt für Allgemeinmedizin und durch 
Einstellung von sog. Seiteneinsteigern im Rahmen verfügbarer 
Haushaltsstellen. 
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Das erforderliche Zivilpersonal kann im Rahmen des bewilligten 
Haushaltssolls bereitgestellt werden. 


E. 

Konzeption des Sanitätswesens der Bundeswehr 

Wegen all der in den vorstehenden Fragen zum Ausdruck gekommenen 
Mängel in der sanitätsdienstlichen Versorgung der Bundeswehr im 
Frieden muß nach der Richtigkeit der gegenwärtigen Konzeption des 
Sanitätsdienstes der Bundeswehr gefragt werden. 

Es hat den Anschein, als habe eine mit immer mehr Aufwand und 
Bürokratie zu betreibende Sanitätsversorgung im Frieden den Blick auf 
die eigentliche Aufgabenstellung des Sanitätsdienstes der Bundeswehr 
verstellt und als werde die gegenwärtige Situation gleichsam als „gott- 
gegeben" und unveränderbar hingenommen. 

1. Hält es die Bundesregierung für durchführbar, die bestmögliche 
sanitätsdienstliche Versorgung der Soldaten der Bundeswehr im 
Frieden und im Verteidigungsfall mit ein und derselben Organisa- 
tion gewährleisten zu können, oder meint die Bundesregierung, 
daß diese Zielsetzung nur mit zwei verschiedenen Systemen 
erreichbar ist? 


Die Konzeption des Sanitätswesens stammt aus der Zeit der SPD- 
Regierung. Sie ist im Grundzug richtig. Der geschilderte Anschein 
ist imzutreffend. Der Sanitätsdienst muß in seiner Struktur vorran- 
gig auf den Verteidigungsauftrag ausgerichtet sein; gleichzeitig 
muß jedoch den Belangen der Friedensversorgung Rechnung 
getragen werden und umfassende Veränderungen der Organisa- 
tion dürfen im Übergang zu Krise und Krieg nicht erforderlich 
werden. Diesen Forderungen wird die bisherige Struktur gerecht. 


2. Sollte letzteres der Fall sein, was tut die Bundesregierung, um 
dieses 2. System zu realisieren? 


Siehe Antwort zu Frage 1. 


3. Welche Perspektive sieht die Bundesregierung nach der in den 
30 Jahren des Bestehens des Sanitätsdienstes der Bundeswehr 
erfolgten Entwicklung für die Konzeption dieses Sanitätsdienstes? 


Die Perspektive der konsequenten Weiterentwicklung - entspre- 
chend der Bedrohungslage - unter Verbesserung der zivilmilitäri- 
schen Zusammenarbeit. 


4. Hält die Bundesregierung eine sanitätsdienstliche Versorgung der 
Soldaten der Bundeswehr im Verteidigungsfall in eigener Zustän- 
digkeit überhaupt für durchführbar? 

Ja r unter der Voraussetzung enger und funktionierender zivilmili- 
tärischer Zusammenarbeit. 
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5. Hat die Bundesregierung Konzepte dafür, daß die sanitätsdienst- 
liche Versorgung der Soldaten der Bundeswehr bereits im Frieden 
in einem koordinierten und engverzahnten zivilmilitärischen 
Gesundheitssystem erfolgen kann? 


Die bestehenden Regelungen reichen für die angemessene Ver- 
sorgung aller Soldaten im Frieden aus. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung dann zumindest, ohne Vorbe- 
halte und ohne einschränkende Erklärungen die unverzügliche 
Ratifizierung der Zusatzprotokolle zu den Genfer Rot-Kreuz- 
Abkommen einzuleiten, die eine wesentliche Weiterentwicklung 
des humanitären Kriegsvölkerrechts darstellen? 


Die Bundesregierung hat ihre Haltung in der Aktuellen Stunde 
vom 3. Oktober 1986 eingehend dargelegt: 

Es bleibt das politische Ziel der Bundesregierung, die Zusatz- 
protokolle zu ratifizieren. Allerdings möchte die Bundesregierung, 
wie sie bereits mehrfach erklärt hat, das Zustimmungsverfahren 
erst nach Ratifizierung der Zusatzprotokolle durch eine Nuklear- 
macht des Bündnisses einleiten. Die Bundesregierung hält im 
übrigen, ebenso wie unsere Bündnispartner, Interpretationserklä- 
rungen bei Ratifikation für angebracht. 


7. Wie bewertet die Bundesregierung konzeptionelle Vorstellungen 
hoher Sanitätsoffiziere der Bundeswehr, nach denen die Friedens- 
versorgung der Soldaten der Bundeswehr in dem Umfang erfolgen 
soll, den der Verteidigungs-Auftrag zuläßt und in dem diese Frie- 
densversorgung an anderer Stelle nicht oder nicht besser gewähr- 
leistet ist? 


Die Beurteüung, daß der Verteidigungsauftrag eine Friedensver- 
sorgung ohne Einschränkung zuläßt, wird auch durch die Bundes- 
ärztekammer bestätigt. Sie stellt fest, „daß die Ärzte der Bundes- 
wehr einen Vergleich keineswegs zu scheuen brauchen" und daß 
„verschiedene Leistungen im Sanitätsdienst, insbesondere die 
Rolle des Truppenarztes, der sich in einem besonders hohen Grad 
von Entscheidungsfreiheit und Verantwortung befindet..., als 
vorbildlich anzusehen sind" (Schreiben des Hauptgeschäftsfüh- 
rers der Bundesärztekammer an den Vorsitzenden des Deutschen 
Bundeswehr- Verbandes vom 15. September 1986). 


8. Wie bewertet die Bundesregierung konzeptionelle Forderungen 
dieser Sanitätsoffiziere, die zum Inhalt haben, die Strukturen des 
Sanitätsdienstes so zu „schneiden", daß vorrangig die Interessen- 
lage der Soldaten-Patienten abgedeckt wird? 


Die Interessenlage der Soldaten war und ist die Richtschnur, an 
der sich Konzeption und Struktur des Sanitätsdienstes im Frieden 
und für den Verteidigungsfall orientieren. 
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9. Wie bewertet die Bundesregierung die Interessenlage und die 
Forderungen einer Vielzahl von Soldaten, die zum Inhalt haben, 
die „truppenärztliche" Betreuung und Behandlung für längerdie- 
nende Zeit- und Berufssoldaten generell oder aber ab einem 
bestimmten Lebensalter durch einen Arzt ihres Vertrauens (auch 
Zivilarzt) zu ermöglichen, weil auch auf absehbare Zeit ein Ver- 
trauensverhältnis zwischen diesen Soldaten und ihrem häufig 
wechselnden Truppenarzt nicht entstehen kann? 

Die positive Entwicklung des Personalbestandes an Sanitätsoffi- 
zieren in qualitativer und quantitativer Hinsicht wird die Inhalte, 
die in der Forderung nach einem „Arzt des Vertrauens" zum 
Ausdruck kommen, in steigendem Maße erfüllen. Durch die kate- 
gorische Festlegung eines bestimmten Lebensalters zur Erlan- 
gung einer vermeintlich besseren ärztlichen Versorgung würde — 
fernab medizinischer Indikationen — ein künstliches „Zwei-KLas- 
sen-System" eingeführt, das es unter allen Umständen zu vermei- 
den gilt. Nicht nur, daß eine derartige Trennung allen Be- 
mühungen um Gleichbehandlung zuwiderlaufen würde, sie wäre 
auch geeignet, das berechtigte Vertrauen der Soldaten in „ihre 
Ärzte" zu untergraben. 


10. Hat die Bundesregierung darüber hinaus Verständnis für die For- 
derung vieler Soldaten nach Einbindung und Einbeziehung der 
Familie in ihre „truppenärztliche" Betreuung und Behandlung 
(Arzt des Vertrauens als „Familienarzt"), die in der gegenwärtigen 
und absehbaren Situation des Truppensanitätsdienstes unmöglich 
ist? 

Sie hat Verständnis dafür, kann diese Forderungen allerdings aus 
den von den Fragestellern genannten Gründen so wenig erfüllen 
wie die Vorgängerregierung. 


11. Wie bewertet die Bundesregierung perspektivische Vorstellungen 
zur Aufgabenstellung des Truppenarztes, nach denen er u. a. für 
die medizinische Grundversorgung der Angehörigen seines Trup- 
penteüs zuständig und eine „Hausarztfunktion" für die Grund- 
wehrdienstleistenden seines Truppenteils haben soll? 


Art und Umfang der medizinischen Versorgung unserer Soldaten 
dürfen nicht von ihrem militärischen Status abhängen. Alle Sol- 
daten haben unabhängig von Status, Dienstgrad und Alter das 
Recht auf ordnungsgemäße medizinische Versorgung. Hier Unter- 
schiede zu machen, widerspräche dem Grundrecht auf Gleich- 
behandlung. 
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